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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

   

 

 

 

 Änderungsantrag 
12.01.2023 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

  
 
        
Inhalt des Antrags: Streichung der Landesmittel für "Mobiles Hessen 2030 und Elektromobilität" 
 
Einzelplan  07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  07 15   Bezeichnung Allgemeine Bewilligungen Verkehr 

Produktnummer  073 Bezeichnung Mobiles Hessen 2030 und Elektromobilität 
 
 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan    
Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge 
0 0       

14 Summe Aufwendungen 10.155.200 -10.155.200       

                              

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
 

 
  

  Drucksache 20/10136 
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Veränderungen in Euro 2024 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung 
   

7 Summe Erträge 0 0       

14 Summe Aufwendungen 8.250.000 -8.250.000       

            
                  

            
                  

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
Streichung der Verpflichtungsermächtigungen 2023 und 2024 
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Individuelle Mobilität und der Elektroantrieb müssen getrennt gedacht werden. Batteriebetriebene Fahrzeuge können nur 
in begrenztem Umfang zur Bewältigung künftiger Herausforderungen im Bereich der individuellen Mobilität beitragen. Eine 
technologieoffene Mobilitätspolitik ist angesichts der einsetzenden Umorientierung in Ländern wie China und Japan, weg 
vom batteriebetriebenen Elektroantrieb, dringend notwendig. Ferner wird die Nachfrage der Verbraucher nach ökologisch 
sinnvollen Antrieben und damit auch nach synthetischen Kraftstoffen steigen, welche in dem Förderprodukt jedoch überhaupt 
nicht berücksichtigt werden. Folglich wird die Streichung der Mittel beantragt. 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden, 12. Januar 2023 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 
 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

 


